Gesetz über die BVG- und Stiftungsaufsicht (Totalrevision)


A. Ausgangslage
Die beiden Aufsichtsregionen der BVG- und Stiftungsaufsicht des Kantons Zürich (BVS) und der Ostschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht (OSTA) sollen zu einer gemeinsamen Aufsichtsregion zusammengelegt werden. Dies geschieht mittels der Interkantonalen Vereinbarung über die BVG- und Stiftungsaufsicht der Kantone Zürich, Glarus, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden und Appenzell Innerrhoden, St. Gallen, Graubünden, Thurgau und Tessin (nachfolgend: «Vereinbarung»). Die Bildung der gemeinsamen Aufsichtsregion ermöglicht es, den strukturellen Veränderungen, der erhöhten Komplexität und den gestiegenen Anforderungen an die Aufsichtstätigkeit zu begegnen. Die der Vereinbarung beitretenden Kantone («Vereinbarungskantone») gründen gemeinsam eine interkantonale öffentlich-rechtliche Anstalt mit eigener Rechtspersönlichkeit und Sitz in Zürich (Art. 2 Abs. 1 der Vereinbarung). Mit Inkrafttreten der Vereinbarung gehen alle Aktiven und Passiven sowie sämtliche Verträge der BVS und der OSTA auf die neue Anstalt über (Art. 27 der Vereinbarung). Zeitgleich werden die bisherigen Anstalten (BVS und OSTA) aufgelöst (Art. 28 der Vereinbarung). Es kann diesbezüglich auf den Vorentwurf mit erläuterndem Bericht zur Vereinbarung verwiesen werden. Das Gesetz über die BVG- und Stiftungsaufsicht vom 11. Juli 2011 (BVSG), welches als kantonales Gesetz u.a. die Organisation der BVS regelt, ist daher im Rahmen einer Totalrevision an die neuen Gegebenheiten anzupassen. 
B. Ziele und Umsetzung
Hinsichtlich der Ziele und der Umsetzung kann auf den Vorentwurf mit erläuterndem Bericht zur Vereinbarung verwiesen werden.
C. Auswirkungen
Hinsichtlich der Auswirkungen kann ebenfalls auf den Vorentwurf mit erläuterndem Bericht zur Vereinbarung verwiesen werden.
D. Regulierungsfolgeabschätzung
Die neue Anstalt übernimmt diejenigen Aufgaben, welche im Kanton Zürich derzeit von der BVS erfüllt werden, nur auf interkantonaler, nicht mehr auf kantonaler Stufe. Diese Aufgaben sind von Bundesrechts wegen im Kanton zu erfüllen. Vor diesem Hintergrund entstehen weder neue Handlungspflichten noch andere Nachteile für im Kanton ansässige Unternehmen oder Stiftungen. 
E. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen
[bookmark: _GoBack]Nähere Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen des Vorentwurfs finden sich in der nachfolgenden synoptischen Darstellung. Zur besseren Verständlichkeit der nachfolgenden Erläuterungen wird im Folgenden der geltende Erlass als «BVSG» und der totalrevidierte Erlass als «nBVSG» bezeichnet.
Kanton Zürich
Direktion der Justiz und des Innern
Vorentwurf mit erläuterndem Bericht
17.08.2023
Referenz: 2022-2099 / MT
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	Vorentwurf
	Erläuterungen

	Gesetz über die BVG- und Stiftungsaufsicht (BVSG)
(vom …………)
	

	
	

	Der Kantonsrat,
	

	nach Einsichtnahme in den Antrag des Regierungsrates vom (…) und der [Kommission] vom (…),
	

	beschliesst:
	

	
	

	I.	Es wird folgendes Gesetz erlassen:
	

	
	

	Beitritt
	

	§ 1. 1 Der Kanton Zürich tritt der interkantonalen Vereinbarung über die BVG- und Stiftungsaufsicht der Kantone Zürich, Glarus, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden und Appenzell Innerrhoden, St. Gallen, Graubünden, Thurgau und Tessin vom [Datum] («Vereinbarung») bei (Anhang).
	Rechtsgrundlage der gemeinsamen Aufsichtsregion bildet die Interkantonale Vereinbarung zwischen den Kantonen Zürich, Glarus, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden und Appenzell Innerrhoden, St. Gallen, Graubünden, Thurgau und Tessin vom [Datum] (nachfolgend «Vereinbarung»). Die Vereinbarung wird im Anhang vollständig wiedergegeben. 
Gemäss § 1 Abs. 1 nBVSG tritt der Kanton Zürich der Vereinbarung bei. Dabei liegt die verfassungsrechtliche Kompetenz zur Erklärung und Unterzeichnung der Vereinbarung bei der Exekutive. Die Ratifikation hingegen, d.h. das Ja oder Nein, liegt in der Kompetenz der Legislative. Der Zeitpunkt des Beitritts wird vom Regierungsrat festgesetzt (§ 1 Abs. 2 nBVSG), weil so die Abstimmung mit den anderen acht Vereinbarungskantonen flexibler gehandhabt werden kann.

	2 Der Regierungsrat setzt den Zeitpunkt des Beitritts fest.
	

	Aufsicht a. der Anstalt
	

	§ 2. 1 Die BVG- und Stiftungsaufsicht der Kantone Zürich, Glarus, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden und Appenzell Innerrhoden, St. Gallen, Graubünden, Thurgau und Tessin (Anstalt) ist Aufsichtsbehörde über folgende Einrichtungen mit Sitz im Kanton Zürich:
	Für die Aufsicht über Vorsorgeeinrichtungen und Einrichtungen, die nach ihrem Zweck der beruflichen Vorsorge dienen, jeweils mit Sitz im Kanton, bezeichnen die Kantone die zuständige Behörde (Art. 61 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge [BVG; SR 831.40]). Die Kantone können dabei gemeinsame Aufsichtsregionen bilden und eine Aufsichtsbehörde bezeichnen (Art. 61 Abs. 2 BVG), wie dies vorliegend der Fall ist. Vor diesem Hintergrund regelt § 2 Abs. 1 nBVSG die Zuständigkeit der neuen Anstalt, welche im Bereich der beruflichen Vorsorge die bisher von der BVS wahrgenommene Aufsichtstätigkeit übernimmt.

	a. 	Vorsorgeeinrichtungen sowie Einrichtungen, die nach ihrem Zweck der beruflichen Vorsorge dienen, gemäss Art. 61 des Bundesgesetzes vom 25. Juni 1982 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen-und Invalidenvorsorge (BVG),
	

	b. 	Personalfürsorgestiftungen nach Art. 89a ZGB.
	

	2 Sie ist Aufsichtsbehörde über Stiftungen gemäss Art. 84 ZGB, die nach ihrer Bestimmung dem Kanton oder mehreren Bezirken oder Gemeinden angehören. Ausgenommen sind Stiftungen, die nach § 3 von der Gemeinde beaufsichtigt werden.
	Auch im Bereich der klassischen Stiftungen, d.h. der Stiftungen gemäss ZGB, übernimmt die neue Anstalt die Aufsicht über die bisher vom BVS beaufsichtigten Stiftungen (Abs. 2). Die Anstalt ist somit grundsätzlich Aufsichtsbehörde über Stiftungen gemäss Art. 84 ZGB, die nach ihrer Bestimmung dem Kanton oder mehreren Bezirken oder Gemeinden angehören. Hiervon ausgenommen sind Stiftungen, die nach § 2a BVSG bzw. § 3 nBVSG von der Gemeinde beaufsichtigt werden. Die seit 1. Juli 2022 geltende Zuständigkeitsregelung der Gemeinden (§ 2a BVSG) wird folglich unverändert übernommen (dazu auch nachfolgende Erläuterungen zu § 3 nBVSG).

	3 Sie nimmt weitere Aufgaben des Kantons im Bereich des Stiftungsrechts gemäss diesem Gesetz wahr.
	In § 2 Abs. 3 nBVSG werden weitere Aufgaben genannt, welche die Anstalt im Bereich des Stiftungsrechts wahrnimmt. Angesprochen ist die Zuständigkeit der Anstalt als Rekursinstanz gegen Anordnungen der Bezirke und Gemeinden (vgl. § 7 Abs. 2 nBVSG) und als zuständige Kantonsbehörde im Sinne von Art. 85, 86, 86a und 88 ZGB (vgl. Art. 3 Abs. 1 lit. b in Verbindung mit Art. 31 lit. a der Vereinbarung, d.h. als Änderungsbehörde für Änderungen der Organisation oder des Zwecks sowie für die Aufhebung von klassischen Stiftungen).

	b. der Gemeinden
	

	§ 3. 1 Der Gemeindevorstand kann für einzelne Stiftungen gemäss § 2 Abs. 2 beschliessen, die Aufsicht selber wahrzunehmen, wenn die Stiftung
	Wie soeben erwähnt, gibt es keine Änderung der Aufsichtstätigkeit bei den klassischen Stiftungen, die der Aufsicht der Gemeinden unterstehen. § 3 nBVSG gibt den bisherigen § 2 a BVSG unverändert wieder. Der Entscheid über die Zuständigkeit für die Aufsicht über diese Stiftungen bleibt in der Kompetenz der Gemeinden. Auch eine Rückübertragung der Aufsichtszuständigkeit ist weiterhin möglich, d.h. die Gemeinden können sich die Zuständigkeit für Stiftungen gemäss § 3 Abs. 1 nBVSG, welche der Aufsicht der Anstalt unterstellt wurden, auch wieder rückübertragen lassen.

	a.	eine Bilanzsumme von weniger als 5 Mio. Franken ausweist, und
	

	b. 	im Jahresdurchschnitt über weniger als fünf Vollzeitstellen verfügt.
	

	2 Die Zuständigkeit für die Aufsicht wechselt auf den 1. Juli. Der Gemeindevorstand teilt seinen Beschluss der Anstalt bis zum Ende des Vorjahres mit.
	

	3 Erfüllt eine Stiftung die Voraussetzungen gemäss Abs. 1 nicht mehr, hebt der Gemeindevorstand seinen Beschluss auf und teilt dies der Anstalt mit. Die Zuständigkeit für die Aufsicht wechselt auf den 1. Juli zur Anstalt.
	

	Vertretung des Kantons
	

	§ 4. 1 Der Regierungsrat entscheidet zu Beginn einer Amtsperiode, welches Mitglied den Kanton im Konkordatsrat der Anstalt vertritt.
	Die Regierungen der Vereinbarungskantone sind mit je einem ihrer Mitglieder im Konkordatsrat der neuen Anstalt vertreten (Art. 9 der Vereinbarung). Welches Mitglied des Regierungsrates den Kanton Zürich im Konkordatsrat der Anstalt vertritt, wird vom Regierungsrat zu Beginn einer Amtsperiode festgelegt (§ 4 Abs. 1 nBVSG).

	2 Er bestellt die Mitglieder des Schiedsgerichtes im Sinne von Art. 24 der Vereinbarung.
	Für den Fall von Streitigkeiten zwischen Vereinbarungskantonen oder zwischen Vereinbarungskantonen und der Anstalt wird zur Streiterledigung ein Schiedsgericht eingesetzt (Art. 24 Abs. 1 der Vereinbarung). Die involvierten Streitparteien haben dabei je ein Schiedsgerichtsmitglied zu bestimmen (Art. 24 Abs. 2 der Vereinbarung). Ist der Kanton Zürich Streitpartei, hat der Regierungsrat das Schiedsgerichtsmitglied zu bestellen (§ 4 Abs. 2 nBVSG).

	Jahresrechnung und Geschäftsbericht
	

	§ 5. 1 Die Vertreterin oder der Vertreter des Kantons im Konkordatsrat orientiert den Regierungsrat über die Jahresrechnung und den Geschäftsbericht.
	Der Konkordatsrat genehmigt die Jahresrechnung und den Geschäftsbericht der Anstalt (Art. 11 lit. d der Vereinbarung). Die Zürcher Vertretung im Konkordatsrat orientiert den Regierungsrat über die Jahresrechnung und den Geschäftsbericht der Anstalt (§ 5 Abs. 1 nBVSG).

	2 Der Regierungsrat stellt dem Kantonsrat Antrag auf Kenntnisnahme des Geschäftsberichts und der Jahresrechnung.
	Für den Einbezug des Kantonsrats sieht § 5 Abs. 2 nBVSG vor, dass der Regierungsrat dem Kantonsrat Antrag auf Kenntnisnahme des Geschäftsberichts und der Jahresrechnung stellt. Die Zürcher Vertretung im Konkordatsrat sowie die strategische und operative Leitung der interkantonalen Anstalt (Präsidentin oder Präsident des Verwaltungsrates; Direktorin oder Direktor) beantworten der zuständigen Kommission des Kantonsrats – ähnlich wie heute – Fragen zur Jahresrechnung und zum Geschäftsbericht.

	Kantonsrat
	

	§ 6. Der Kantonsrat entscheidet über: 
	Sollten weitere Kantone der Vereinbarung beitreten wollen, ist hierfür die Zustimmung der Vereinbarungskantone erforderlich. Im Kanton Zürich bedarf diese Zustimmung eines Beschlusses des Kantonsrats (§ 6 lit. a nBVSG). Auch der Entscheid über die Kündigung und über die gemeinsame Auflösung der Vereinbarung (vgl. deren Art. 25 und 26) liegt beim Kantonsrat, was in § 6 lit. b und c nBVSG festgehalten wird.

	a.	die Zustimmung zum Beitritt weiterer Kantone zur Vereinbarung,
	

	b. 	die Kündigung der Beteiligung an der Vereinbarung,
	

	c. 	die gemeinsame Auflösung der Vereinbarung.
	

	Rechtsschutz
	

	§ 7. 1 Erstinstanzliche Anordnungen und Rechtsmittelentscheide der Anstalt im Bereich der Stiftungen gemäss Art. 84 ZGB mit Sitz im Kanton sind mit Beschwerde beim Verwaltungsgericht anfechtbar.
	Im Bereich der beruflichen Vorsorge können Verfügungen der Anstalt nach Art. 74 BVG, d.h. mit Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht, angefochten werden (Art. 6 Abs. 1 der Vereinbarung). Wie im bisherigen kantonalen Recht (vgl. § 22 Abs. 1 BVSG) verweist die Vereinbarung damit auf die bundesrechtliche Regelung der Rechtspflege. Eine Wiederholung im kantonalen Recht ist damit überflüssig, womit auf den Verweis nach § 22 Abs. 1 BVSG verzichtet werden kann.
Im Bereich der klassischen Stiftungen können Verfügungen der Anstalt nach Massgabe der Rechtspflegebestimmungen des Vereinbarungskantons, in dem sich der Sitz der Stiftung befindet, angefochten werden (Art. 6 Abs. 2 der Vereinbarung). Am Rechtsmittelweg im Kanton Zürich soll im Vergleich zum geltenden Recht nichts geändert werden. Folglich werden § 22 Abs. 2 und Abs. 4 BVSG inhaltlich unverändert übernommen (neu: § 7 Abs. 1 und 2 nBVSG). Analog zur heutigen Regelung sind damit im Bereich der klassischen Stiftungen mit Sitz im Kanton Zürich erstinstanzliche Anordnungen und Rechtsmittelentscheide der Anstalt mit Beschwerde beim Verwaltungsgericht und Anordnungen der Bezirke und Gemeinden mit Rekurs bei der Anstalt anfechtbar.
Die vor der BVS hängigen Rekursverfahren gegen Anordnungen der Bezirke und Gemeinden im Bereich der klassischen Stiftungen werden infolge Auflösung der BVS (vgl. Art. 28 der Vereinbarung) formell von der neuen Anstalt übernommen (vgl. die Erläuterungen zu § 11 unten). Faktisch indes werden sie weiterhin vom bestehenden Kompetenzzentrum für Rechtsverfahren in Zürich geführt.

	2 Anordnungen der Bezirke und Gemeinden des Kantons im Bereich der Stiftungen gemäss Art. 84 ZGB sind mit Rekurs bei der Anstalt anfechtbar.
	

	Bekanntmachungen
	

	§ 8. Bekanntmachungen der Anstalt erfolgen im kantonalen Amtsblatt.
	Amtliche Bekanntmachungen der Anstalt werden in den amtlichen Publikationsorganen der betreffenden Vereinbarungskantone veröffentlicht (Art. 7 der Vereinbarung). Im Kanton Zürich erfolgt die Bekanntmachung der Anstalt damit im Amtsblatt des Kantons Zürich, was § 8 nBVSG festhält.

	Spätere Änderungen
	

	§ 9. Der Regierungsrat ist ermächtigt, spätere Änderungen der Vereinbarung, soweit sie nicht grundlegender Art sind, zu ratifizieren.
	Gemäss § 9 nBVSG ist der Regierungsrat ermächtigt, spätere Änderungen der im Anhang wiedergegebenen Vereinbarung, soweit sie nicht grundlegender Art sind, zu genehmigen. Dies geschieht vor dem Hintergrund, dass die Vereinbarung Bestimmungen unterschiedlicher Wichtigkeit beinhaltet. 
Über wichtige, d.h. grundlegende Änderungen der Vereinbarung, entscheidet der Kantonsrat. Dies gilt namentlich beim Beitritt weiterer Kantone zur Vereinbarung und bei der einseitigen Kündigung oder der gemeinsamen Auflösung der Vereinbarung (vgl. vorne, § 6 nBVSG). Im Weiteren bleibt der Kantonsrat zuständig bei Änderungen der Vereinbarung, die Anpassungen am nBSVG nötig machen. 
Unbedeutende Änderungen an der Vereinbarung hingegen, die ein aufwendiges formelles Gesetzgebungsverfahren aufgrund der Verfahrensökonomie und der Flexibilität nicht rechtfertigen, soll der Regierungsrat in eigener Kompetenz ratifizieren können.
Analoge Regelungen wie in § 9 nBVSG finden sich in § 5 des Gesetzes über den Beitritt zur revidierten Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen vom 15. März 2001 (LS 720.1) und in § 3 des Gesetzes über den Beitritt zum Gesamtschweizerischen Geldspielkonkordat (GSK) und zur Interkantonalen Vereinbarung betreffend die gemeinsame Durchführung von Geldspielen (IKV 2020; LS 553.2).

	Aufhebung bisherigen Rechts
	

	§ 10. Das Gesetz über die BVG- und Stiftungsaufsicht vom 11. Juli 2011 wird aufgehoben.
	Infolge der Vereinbarung und des Erlasses des nBVSG ist das derzeit noch geltende BVSG vom 11. Juli 2011 aufzuheben.

	Übergangsbestimmung
	

	§ 11. Verfahren, die bei Inkrafttreten der Vereinbarung bei der BVG- und Stiftungsaufsicht Kanton Zürich hängig sind, werden von der Anstalt weitergeführt und richten sich nach dem Recht der Vereinbarung und dieses Gesetzes.
	Für Verfahren, die bei Inkrafttreten der Vereinbarung und des nBVSG hängig sind, ist Übergangsrecht zu schaffen. Indem die BVS mit Schaffung der neuen Anstalt untergeht, ist die neue Anstalt für die Verfahren sachlich zuständig. Anwendbar ist das dann geltende Recht, d.h. dasjenige der interkantonalen Vereinbarung und des nBVSG.

	Anhang
	

	Interkantonalen Vereinbarung über die BVG- und Stiftungsaufsicht der Kantone Zürich, Glarus, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden und Appenzell Innerrhoden, St. Gallen, Graubünden, Thurgau und Tessin vom [Datum]
	Im Anhang wird die interkantonale Vereinbarung unverändert abgedruckt. Dies lässt das nBVSG übersichtlich und wurde namentlich genauso gehandhabt im bereits erwähnten Gesetz über den Beitritt zum Gesamtschweizerischen Geldspielkonkordat (GSK) und zur Interkantonalen Vereinbarung betreffend die gemeinsame Durchführung von Geldspielen (IKV 2020). 

	[…]
	

	
	

	II.	Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.
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